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| Jahrgang 2, Nr . 12 Mannheim, 20. März 1947 Preis 10ED
Vorwärts auf dem Wege zur Einheit

Erich Gniffke and Franz Dahlem sprachen in Mannheim
In einer überfüllten Massenkundgebung, an der auch viele Sozialdemokraten teilnahmen, sprachen d .e Mitglieder des Zentralvorstandes der

Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands Erich Gniffke und Franz Dahlem .
Vernichtung des MonopolkapitalsErich Gniffke nur mit seinen Qualitätserzeugnissen

Vor 1933 Landtagsabgeordneter der bezahlen . Bel der Wiedergutmachung
spd in Braunschweig , Gauführer des kommt es jetzt darauf an zu verhm -
Reichsbanners Schwarz - Bot - Goldadern , daß wieder , wie nach 1918 , die
Vorstandsmitglied des freigewerk -
schaftllchen Angestelltenverbandes u .
von 1933 bis 19« ln der Widerstands¬
gruppe Grotewohl -Fechner tätig .

Weil Sozialdemokraten und Kom¬
munisten sich gegenseitig bekämpf¬
ten konnte Herr von Papen im Jahre
1932 die sozialdemokratische Braun-
Severing-Regierung in Preußen durch
einen Leutnant mit 10 Mann aus dem
Amte verjagen und 1933 die Reichs¬
gewalt an Hitler übertragen. Die
Folgen sind bekannt 30 Millionen
Tote, zertrümmerte Städte, eine
ruinierte Wirtschaft, klagen das
Hitlerregime an.

Aus dieser Vergangenheit gilt
es die Lehre zu ziehen, daß nur
eine vereinte Arbeiterschaft In
der Lage ist, die Reaktion zu

schlagen.
In den KZ., angesichts der un¬

menschlichen Leiden und der bru¬
talen Folterungen , wuchs der Wunsch ,
zu einer einheitlichen politischen
Arbeiterbewegung zu gelangen.

Die Entwicklung in der Ostzone .
Nach Zulassung der politischen

Parteien in der Sowjetzone wurde
die Arbeitsgemeinschaft SPD -KPD
gebildet.

Dank der brüderlichen Zusam¬
menarbeit und auf Grund der ge¬
meinsamen Anstrengungen aller
demokratischen Kräfte im Block der
antifaschistisch-demokratischen Par¬
teien konnten geordnete Verhältnisse
geschaffen und die Ernährung der
Bevölkerung sichergestellt werden.
Durch die Bodenreform wurden 7000
Gutsbesitzer enteignet und 450 000
Familien mit 1 % Millionen Personen
erhielten Grund un -* Boden und
wurden selbständige Bauern. Die
Lebensmittelzuteilungen konnten
mehrmals verbessert werden, durch
die zuletzt erfolgte Aufhebung der
Lebensmittelkarte 5 und 6 wurde

Arbeiter und die werktätige Bevöl¬
kerung alle Lasten bezahlen müssen.

Wie ist die SED entstanden?
Aus der gemeinsamen Zusam¬

menarbeit von Sozialdemokraten und
Kommunisten ist die SED entstanden.
Auf Druck der Arbeiter und der
Mitglieder beider Parteien ist die
Vereinigung KPD-SPD in der Ost¬
zone zustandegekommen.

Der in Hannover gebildete neue
Parteivorstand der SPD mit Dr.
Schumacher an der Spitze hat alle
unsere Versuche , zu einer Verstän¬
digung zu kommen, abgelehnt.

Arbeitsgemeinschaft KPD -SPD
Als erster Schritt auf dem Wege

zur Vereinigung aller Arbeiter in
ganz Deutschland haben wir als SED
die Arbeitsgemeinschaft mit den
kommunistischen Parteien der West¬
zonen gebildet
Die SED eine demokratische Partei

Die SED ist eine demokratische
Partei . Sie erstrebt den demokra¬
tischen - Weg zum Sozialismus, ist

Franz Dahlem
Vor 1933 Mitglied des JZK der KPD .

Im spanischen Bürgerkrieg politischer
Leiter der Internationalen Brigade . In
Frankreich Interniert und an Hitler
ausgelletert . Bis Kriegsende im KZ
Mauthausen , nach Kriegsende Mitglied
des ZK der KPD bis zur Vereinigung .

Die Aufgaben der deutschen Par¬
teien in der jetzigen Situation be¬
stehen darin , „die nationalen Inter¬
essen des ganzen Volkes zu wahren
und einheitlich den Standpunkt des
ganzen Deutschland zu dokumen-

und des Großgrundbesitzes.
Vereinigung SED — KPD

Die SED wird in den nächsten
Wochen in allen drei Westzonen ge¬
bildet werden. Das ist der Beschluß
einer Konferenz, der Vertreter der
Kommunistischen Partei , die dieser
Tage in Frankfurt stattgetupden hat.

Nach dieser Vereinigung werden
wir 2 Millionen Mitglieder in der

_ ,_ _ _ _ SED haben. Dahlem wies darauf
tieren und zu vertreten . Es muß also hin, daß in Polen, in der Tschechei ,
eine deutsche Politik sein, die sich
nicht beeinflussen läßt von fremden
Mächten oder von volksfremden
reaktionären Interessen.

Wir begrüßen es, daß die Sowjet-
Regierung die politische und wirt¬
schaftliche Einheit Deutschlands ver¬
langt ; wir wären glücklich, wenn
morgen die Amerikaner , Franzosen
und Engländer einen ähnlichen
Standpunkt vertreten würden.

Unsere Stellung zur Ostgrenze
Wer hat die Länder östlich der

Oder verspielt? Das war die ver¬
brecherische Politik der Hitlerbande,die 20 Millionen Menschen liqui¬
diert hat.

Eine einheitliche deutsche Politik in allen Zonen — die
Einheit Deutschlands das ist nur zu sichern durch die
Herstellung der Arbeitereinheit. Franz Dahlem

aber bereit zu revolutionären Mit¬
teln zu greifen, wenn die Bour¬
geoisie den Boden der Demokratie
verläßt .

Jawohl , wir sind eine demokra-

in Jugoslawien Sozialisten und Kom¬
munisten einheitlich Zusammenar¬
beiten . In Frankreich bahnt sich eine
solche Zusammenarbeit an.
Eine Verständigung der Völker
untereinander kann nur durch die
internationale Arbeiterbewegung ge¬
schehen . Wenn die Arbeiterschaft
einig ist, wird auch das Zutrauen
der Arbeiterbewegung in allen Län¬
dern zu uns wachsen und die Arbei¬
terparteien können uns die Bruder¬
hand reichen. Unsere Nachbarn im
Osten , Polen und die Tscheschei ,
treten für ein einheitliches Deutsch¬
land ein , weil sie aufgrund der Poli¬
tik der SED Vertrauen haben. In
England haben über 100 opposi¬
tionelle Labour - Abgeordnete ihr
Einverständnis mit der Politik der
SED erklärt .

Gesamtdeutsche Zusammenarbeit
Die SED hat an alle Parteien die

Aufforderung gerichtet , zu einer Be¬
ratung zusammenzutreten , um einen
gesamtdeutschen Standpunkt heraus
zu arbeiten. Aber der Führer der
SPD in den Westzonen, Dr. Schu¬
macher , hat ein solches Zusam¬
menwirken abgelehnt .

Es gibt in der SPD Kräfte , die
anderer Meinung sind als Schu¬
macher. Paul L ö b e , ehemaliger
Reichstagspräsident hat erklärt :
„Man muß Zusammengehen, wenn
man sich nicht ins eigene Flei3Ch
schneiden will“, und der ehemalige

Die Ostgi jnze wurde auf der Kon¬
ferenz zu Jalta 1944 durch einen ge¬
meinsamen Beschluß und durch
gemeinsame Unterschrift aller vier
alliierten Großmächte beschlossen preußische Minister S eve ring , derj *i _ . A n _ _ , j n ^ ,,, , _ . vwwvm , *ru ouiu vuic uciuuiu a - - - - - UlcUUlbLllC iVillUokCl u v V v i 1 U Uvlwir 40 Prozent der Bevölkerung eine tische Partei , die Demokratie inner- un<* keiner dieser alliierten Mächte ais Gast auf dem kommunistischenErhöhung der Lcbensmittelrationen halb unserer Partei ist besser aus¬erzielt gebildet als in jeder anderen Par -

3000 Betriebe wurden in das Eigen - tei. 1,7 Millionen Mitglieder allein intum des Volkes überführt Trotz der östlichen Zone lassen sich nichtder Demontagen, die ab I . 1 . 47 ganz zentralistisch leiten. Unser Programm

hat die Absicht , diese Unterschrift
zurückzuziehen. War etwas anderes
behauptet, betrüg^Has deutsche Volk.

Wir lehniarmflese Grenzziehung ab.
Wir betrachten sie als verhängnis¬
voll für die deutsche Entwicklung.

Ob wir aber eine günstigere Rege¬
lung bekommen, hängt lediglich da¬
von ab, welches Vertrauen die Völker
der anderen Länder , insbesondere
im Osten , zur Entwicklung in
Deutschland haben.

Saargebiet und Ruhrgebiet-'
Frankreich verlangt Sicherheit

und Wiedergutmachung. Auch in
Frankreich wächst das Mißtrauen
gegen uns. Deshalb auch die franzö-

_ _ _ „_ Als deutsche sozialistische Partei .sische Forderung auf Loslösung destet. Die Sowjet-Union verlangt Er- ist die SED die fortschrittlichste und Saargebiets und Ruhrgebiets von

aufgehört haben , hat die Produktion
70 Prozent der Kapazität von 1938
erreicht gegenüber 30 Prozent in den
Westzonen . 17 Millionen Paar Schuhe
werden beispielsweise im Jahre 1947
erzeugt werden , davon stehen 15,8
Millionen Paar der deutschen Bevöl¬
kerung zur Verfügung und nur 1,2
Millionen Paar gehen auf Repara¬tionskonto.

Auf die Frage der
Wiedergutmachung

eingehend, sagte der Redner: In der
Sowjet-Union allein wurde für 800
Milliarden Mark Schaden angerich

ist nicht das Programm der KPD
vor 1933 und auch nicht das Pro¬
gramm der SPD 1933. Unser Pro¬
gramm entspricht den gegenwärtigen
Bedingungen in Deutschland.

Die SED ist eine deutsche Partei
So oft wird gesagt , wir sind keine

unabhängige Partei , wir sind nach
dem Osten orientiert . Nein , wir sind
weder nach dem Osten noch nach
dem Westen orientiert . Unsere Orien¬
tierung dient einzig und allein der
Einheit Deutschlands.

•atz für angerichtete Schäden in
Höhe von 5—7 Prozent. Wenn alle
Mächte sich auf diesen Nenner zu¬
rückziehen, dann wird die Gesamt¬
summe der Reparationen erträglich

nationale Kraft , d . » mit aller Ener
gie gegen alle partikularistischen
Tendenzen, für die wirtschaftliche
und politische Einheit Deutschlands
elntritt . Ich glaube, daß dies die•ein . Wir sind für Reparationen aus Grundlage ist, um 'tie Arbeiterschaft leben. Nicht die Verschiebung derher laufenden Produktion. Deutsch - innerhalb Deutschlands in die Sozia - Grenzen gibt eine Gewähr für die

•and ist kein Agrarland und kann llstische Einhelspartei einzuführen. Sicherheit Frankreichs , sondern die

Deutschland. Wir protestieren gegen
diese Loslösung . Die Potsdamer
Beschlüsse garantieren Deutschland
als einheitlichesGanzes. Ohne Ruhr¬
gebiet kann aber Deutschland nickt

Bezirkstag in Westfalen teilgenom¬
men hat , sagt, daß man bei der heu¬
tigen Politik der KPD mit dieser
Zusammenarbeiten kann und muß .

Es ist zu begrüßen , daß sich Dr.
Schuhmacher für eine zentrale
Regierung ausgesprochen hat .
Deshalb verlangen wir auch einen

Volksentscheid
über die Frage

„Einheit Deutschlands oder Zer¬
stückelung in viele Vaterländer“.

Die Alliierten bitten wir , gemäß der
Atlantik-Charta auch dem deut*
sehen Volke das Recht zu geben,
über die Gestaltung Deutschlands,
selbst zu bestimmen.

Nur die Einheit der Arbeiter macht
den Weg frei für die Einheit
Deutschlands. Die Bodenreform muß
durchgefflhr1 werden . Die Kriegs¬
verbrecher müssen enteignet, die
Monopole zerschlagen und die Ver¬
waltungen von allen belasteten Na: is
gesäubert werden . Nur wenn dis
Arbeiterklasse das Schicksal Deutsch¬
lands in die eigenen Fäuste nimr .t,
kann Deutschland weiterlehen.
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EntscheidenderSchritt zur Einheit der Arbeiterbewegung Gegen bürokratische
Zentraiämter

Ei
Die Konferenz der Vertreter der

KPD der amerikanischen , französi¬
schen und britischen Besatzungs¬
zone, die am 10. März 1947 in Frank¬
furt a . Main tagte , begrüßte die am
14. Februar 1947 geschaffene Arbeits¬
gemeinschaft zwischen SED und
KPD . Die eingehenden Beratungen
der gegenwärtigen politischen Si¬
tuation in Deutschland , insbesondere
im Hinblick auf die in Moskau eröff-
nete Konferenz der Außenminister
ergab Uebereinstimmung , daß die
Herbeiführung der Einheit Deutsch¬
lands ohne eine einheitliche politi¬
sche Führung der Arbeiterbewegung
nicht möglich ist.

Die Konferenz sieht in der Bildung
der Arbeitsgemeinschaft den ersten
Schritt zur Schaffung einer einheit¬
lichen sozialistischen Partei in ganz
Deutschland und zur entgültigen
Ueberwindung der verhängnisvollen
Spaltung der deutschen Arbeiter¬
bewegung .

Die Vertreterkonferenz faßte fol¬
gende Beschlüsse :
1 . In allen Parteiorganisationen sind

die Grundsätze und Ziele der Sozia¬
listischen Einheitspartei Deutsch¬
lands zur Aussprache zu stellen
und zur Annahme zu empfehlen .
Die Konferenz empfiehlt allen Par¬
teiorganisationen umgehend zu der
Frage der Vereinigung mit der
SED Stellung zu nehmen.

2 . Der Schwerpunkt zur Vorbereitung
der Vereinigung mit der SED liegt
in den Betrieben . Gemeinsame
Versammlungen der Betriebs¬
gruppen mit sozialdemokratischen
Genossen sind durchzuführen. Die
Kameradschaft mit den sozial¬
demokratischen Genossen muß
eine Kameradschaft des Kampfes
um Demokratie , um Mitbestim¬
mungsrecht , um die Sicherstellung
der materiellen Existenz der Ar¬
beiter und der werktätigen Schich¬
ten sein . Da die Vereinigung mit

itschließung der KP
der SED nicht einfach eine Na¬
mensänderung der Kommunisti¬
schen Partei darstellt , muß außer
der Gewinnung der sozialdemokra¬
tischen Arbeiter für den Gedanken
der sozialistischen Einheit auch
die Mobilisierung dbr parteilosen
Arbeiter erfolgen .

3 . Die Vertreterkonferenz empfiehlt
den Landesvorständen auf den be¬
vorstehenden Landesparteitagen,
die sich aus den Beschlüssen der
Parteieinheiten ergebenden orga¬
nisatorischen Maßnahmen zu
treffen.

KPD Nordbaden für Vereinigung
mit der SED

Der Entschließung der Frankfurter
Konferenz folgend , fand am Freitag ,
den 14 . März 1947 , eine Sitzung der er¬
weiterten Landesbezirksleitung Nord¬
baden statt . In Anwesenheit der bei¬
den Mitglieder des Zentralvorstandes
der SED , Franz Dahlem und Erich
G n i f f k e , wurden in einer von
sachlichem Ernst getragenen Aus¬
sprache all die Fragen besprochen ,
welche die Kommunistische Partei
Deutschlands vor bedeutsame Ent¬
scheidungen stellen .

Die neue Lage , die sich angesichts
der auf der Moskauer Konferenz zur
Debatte stehenden zukünftigen Ge¬
staltung Deutschlands für das deutsche
Volk , insbesondere für die Werktäti¬
gen ergibt , erfordert rasche Ent¬
schlüsse . Es geht um Deutschlands
Einheit , ohne die das schaffende Volk
keine ausreichende Lebensgrundlage
hat . Daraus erwächst die gebieterische
Notwendigkeit , eine einheitliche poli¬
tische Führung def deutschen Arbeiter¬
klasse zu schaffen als Gewähr für eine
wirkliche demokratische und freiheit¬
liche Entwicklung . Dies wird erreicht
durch die Vereinigung der SED und
KPD als die politisch klarsten und ent¬
schlossensten Kräfte in Deutschland .
Diese Vereinigung leitet eine neue
Phase der Einheitsbewegung ein und
stellt somit einen weiteren Schritt auf
dem Wege dar , der zur Ueberwindung
der Spaltung der Arbeiterklasse führen
wird .

D
Die deutschen Werktätigen gehen

einer Zeit ernster Prüfungen entgegen .
Der Kampf um die demokratischen
Rechte , die schon Jetzt enthüllten Be¬
strebungen der Raktion zur Verhinde¬
rung der Säuberung und Demokrati¬
sierung und zur Abwälzung der Lasten
des Krieges auf den Rücken der Schaf¬
fenden , werden nur zu bewältigen sein ,
wenn eine starke , geschlossene poli¬
tische Kraft die Führung des schaffen¬
den Volkes in die Hände nimmt .

In Erkenntnis dieser Zusammen¬
hänge und in Uebereinstimmung mit
dem Ergebnis der Frankfurter Konfe¬
renz faßte die erweiterte Landesbe¬
zirksleitung folgenden Beschluß :

EntschlieBung der Landesleitung
Die erweiterte Landesbezirkslei¬

tung der Kommunistischen Partei
Deutschlands , Landesbezirk Nord¬
baden, nahm Kenntnis von der Ent¬
schließung , die von den am 10. Merz
1947 in Frankfurt a . M . tagenden
Vertretern der KPD der drei west¬
lichen Zonen gefaßt wurde.

Die erweiterte Landesbezirkslei¬
tung stimmt der dort niedergelegten
Auffassung zu und beschließt , den
am 19 . und 20. 4. 1947 einzuberufen¬
den Bezirksparteitag für Nordbaden
im Sinne der Entschließung der
Frankfurter Konferenz vorzubereiten .

$0V Mosbach für Vereinigung
ln gemeinsamer Beratung , die am

14. März 1947 in Mannheim statt¬
gefunden hat , haben Vertreter der
drei Parteien , SED, KPD und Sozia¬
listisch Demokratische Vereinigung
Mosbach folgenden

Beschluß
gefaßt :

Die drei Parteien bilden zusam¬
men eine

Arbeitsgemeinschaft
für den Landesbezirk Baden, mit
dem Ziel einer baldigen Vereinigung
mit der SED.

Einreiseverbot für SED-Vertreter
Die Mitglieder des Zentralvorstan¬

des der Sozialistischen Einheitspartei
Deutschlands , Franz Dahlem und
Erich G n i f f k e , beabsichtigten , nach
einer Versammlungstournee durch die
amerikanische Zone von Mannheim
aus in die französische Besatzungszone
zu fahren . In Ludwigshafen und
Mainz waren große Kundgebungen
vorbereitet . Allein in Ludwigshafen
waren bereits mehr als 8000 Ein¬
trittskarten für die fristgemäß aii-
gemeldete Versammlung angefordert .
Die französische Militärregierung hat
aber in letzter Stunde die Abhaltung
der Versammlung und die Einreise
verboten .

Zu diesem Verbot geben die Her¬
ren Franz Dahlem und Erich Gniffke
folgende Erklärung ab :

„Ueber das Verbot unserer Einreise
sind wit - darum besonders verwundert ,
weil wir im Besitz eines gültigen In¬
terzonenpasses sind , der auch das fran¬
zösische Einreisevisum enthält . Durch
eine schriftliche Mitteilung an den
Landesvorstand der Kommunistischen
Partei in Ludwigshafen , in der es
unter anderem , heißt , daß der Chef der
französischen Militärverwaltung in
Baden -Baden die Einreise der Mit¬
glieder der SED , Franz Dahlem und
Erich Gniffke aus Berlin , in die fran¬
zösische Zone verweigert (refuse ) hat ,
war es uns unmöglich gemacht , bei
der französischen Militärregierung we¬
gen des Versammlungsverbots vorstel¬
lig zu werden .

Der Zweck unserer Reise
war ein mehrfacher . Zunächst woll¬
ten wir die Grüße der in der Soziali¬
stischen Einheitspartei Deutschlands
organisierten fast 2 Millionen Sozia¬
listen den sozialdemokratischen und
kommunistischen Arbeitern der fran¬
zösischen Zone übermitteln , und un¬
sere Gedanken über die Notwendigkeit
des Zusammenarbeitens mit dem Ziel
der Schaffung einer gesamtdeutschen

einheitlichen sozialistischen Bewegung
entwickeln .

Angesichts der Moskauer Konferenz
steht ln allen Tellen Deutschlands die
Frage der

Herstellung der politischen unwirt¬
schaftlichen Einheit Deutschlands

im Vordergrund des Interesses . Die
SED ist der Auffassung , daß die Vor¬
aussetzungen dafür bestehen müssen ,
in der Entnazifizierung und Demokra¬
tisierung ganz Deutschlands , wie sie
bereits in weitgehendem Maße in der
östlichen Besatzungszone verwirklicht
sind .

Ueber die
Lage in der sowjetischen Besat¬

zungszone
wollten wir Aufklärung bringen und
Mißverständnisse und Mißdeutungen
beseitigen helfen .

Unsere Reise sollte noch das be¬
sondere Ziel verwirklichen , zwischen
den progressiven demokratischen
Kräften in Deutschland und dem gro¬
ßen französischen Nachbarvolk ein gu¬
tes Verhältnis anzubahnen .

Wir hielten den Zeitpunkt unserer
Reise für besonders günstig , weil uns
bekannt ist , daß in den Betrieben und
Gewerkschaften der französischen
Zone Sozialdemokraten und Kommu¬
nisten ein enges Verhältnis zueinander
gefltunden haben . Aus der Presse hat¬
ten wir auch ersehen , daß die im
Landtag vertretenen politischen Par¬
teien im Verfassungsausschuß sich auf
eine Formulierung verständigt haben ,
daß die Rheinpfalz ein demokratischer
und sozialer Volksstaat und ein Glied
des neuen Deutschland sein soll .

Aber auch in bezug auf d 'e
Neugestaltung des Verhältnisses
zwischen Deutschland und Frank¬

reich
sahen wir günstige Anzeichen durch
die Erklärungen der französischen
Kommunisten und Sozialisten , insbe¬
sondere nach den Reden von Maurice
Thorez in Toulon , Marcel Naegele in
Nancy und Löon Jouhaux in Berfln ,

wonach Uebereinstimmung in folgen¬
den grundlegenden , Deutschland be¬
treffenden Fragen besteht :

Konsequente Entnazifizierung von
Verwaltung und Wirtschaft , Entmach¬
tung der Konzerne und Monopole und
des Großgrundbesitzes , Errichtung
einer deutschen demokratischen Selbst¬
verwaltung in den Gemeinden , Krei¬
sen und Ländern und eine selbstän¬
dige deutsche kulturelle Tätigkeit in
der französischen Zone in engster Ver¬
bindung mit der gesamtdeutschen
Kulturbewegung .

Wir bedauern , daß es uns auf
Grund dgs Verbotes nicht möglich
war , diese Auffassungen der deutschen
Bevölkerung in der französischen
Zone vorzutragen . Wir sind aber des¬
sen gewiß , daß die Arbeiter in diesen
Teilen Deutschlands den Gedanken der

Einheit der sozialistischen
Bewegung

fortenfwickeln , als beste Vorausset¬
zung für die Schaffung der Einheit
Deutschlands , als die Gewähr für eine
freiheitliche Entwicklung im Innern
und ein friedliches Zusammenleben
mit den Nachbarvölkern .

Wir werden uns wegen des Ein¬
reiseverbots an die oberste französi¬
sche Besatzungsbehörde in Berlin wen¬
den und gleichzeitig den Tatbestand
den Leitungen der Sozialistischen Par¬
tei und der Kommunistischen Partei
sowie den Gewerkschaften in Frank¬
reich übermitteln ."

© Fürstliche Großgrundbesitzer wollen
Bauern vertreiben . Das Landeswirt¬
schaftsamt hat die Bauern des Dorfes
Umkirch in Südbaden aufgefordert , das
Dorf zu räumen und in ein anderes
Gebiet überzusiedeln , weil die Verwal¬
tung der Domänen der Hohenzollem
die Absicht habe , das ganze Gut in
Selbstbewirtschaftung zu nehmen .
0 Lieferungen ans den ehemaligen
deutschen Gebieten , die unter polni¬
scher Verwaltung stehen , in die So¬
wjetzone wurden bisher in Höhe von
1,5 Millionen Tonnen Kohlen und Koks
und 10 000 Tonnen Benzol getätigt .

Zur Eröffnung des Parlamentarischen
Rates beim Länderrat

gab der kommunistische Abgeordnete
Walter Fisch eine/Erklärung ab , in
der es heißt :
1 . Wir halten den Parlamentarischen

Rat für eine Fehlkonstruktion , die
nicht geeignet ist , die Autorität der
in der US-Zone entstandenen demo¬
kratischen Volksvertretungen zu
stärken und die Entwicklung der
Demokratie sowie die Verwirkli¬
chung der Verfassungen im allge¬
meinen zu fördern .

2 . Der sogenannte „Parlamentarische
Rat “

, der weder nach seiner Zu¬
sammensetzung , — es fehlt in ihm
z . B . die bayerische KPD — , noch
nach seinem Statut ein parlamenta¬
risches Organ ist , stützt die Ten¬
denz , den Länderrat immer mehr zu
einem gesetzgebenden Organ zu
machen , eine Tendenz , die wir ab¬
lehnen , weil der Länderrat keiner
demokratisch gewählten Volksver¬
tretung untersteht .

3. Die Schaffung des Parlamentari¬
schen Rats muß in Verbindung mit
bestimmten Vorschlägen der Mili¬
tärregierung gesehen werden , die
darauf hinausgehen , das Gesetzge¬
bungsrecht der Landtage einzu¬
schränken und dafür die gesetzgebe¬
rische Tätigkeit solcher zentraler
Amtsstellen , wie der bizonalen
Verwaltungen und des Länder¬
rats , zu verstärken . Die KPD
wird dem Bestreben bestimmter
deutscher reaktionärer Kreise , die¬
sen Umstand zu weitgehender Aus¬
schaltung der gewählten Parla¬
mente auszunutzen , aufs Entschie¬
denste entgegentreten .

4. Die gesetzgeberische Tätigkeit büro¬
kratischer Zentralämter unter Um¬
gehung der Landtage widerspricht
Artikel 152 der hessischen und Ar¬
tikel 106 der württembergisch -badt -
schen Verfassung und ist darum
rechtswidrig .

5. Die nicht erfolgte Abgrenzung der
gesetzgeberischen Kompetenzen zwi¬
schen Landtagen und Zentralämtern
fördert die Verwirrung und die Nei¬
gung zur Anwendung bürokrati¬
scher Willkür .

6. Statt sich mit dem Aufbau eines
zentralen Scheinparlaments zu be¬
schäftigen , das durch seine inneren
Widersprüche zur Arbeitsunfähig¬
keit verurteilt ist , wäre es , insbe¬
sondere im Hinblick auf die soeben
eröffnete Moskauer Konferenz und
die schwierige Lage Deutschlands ,
erforderlich , alle Kräfte auf die bal¬
dige Schaffung zentraler Verwal¬
tungsorgane für ganz Deutschland zu
konzentrieren , der ersten Stufe zu
einer vom gesamten deutschen Volk
getragenen parlamentarischen Re¬
gierung . ln der Uebergangszeit , die
nach unseren Wünschen so kurz wie
möglich sein sollte , würden in der
US-Zone solche zentralen Organe ,
die die Gesetzgebung der Länder¬
parlamente lediglich koordinieren ,
vollauf genügen und sollten nur
durch beratende Organe der Par¬
teien ergänzt werden .

7 . Die KPD wird sich trotz der ange¬
führten ernsthaften Kritik an den
Arbeiten des Parlamentarischen
Rats beteiligen , um auch in dieser
Körperschaft konsequent für die
Rechte der gewählten Volksvertre¬
tungen einzutreten .

800000 Kriegsgefangene
kehren heim

Die Sowjetunion wird , wie Franz
Dahlem in Mannheim mitteilte ,
800 000 deutsche Kriegsgefangene ln die
Heimat entlassen . Die Entlassungen
beginnen mit der Beendigung der
Kälteperiode . Die deutschen Behör¬
den in der Sowjetzone haben Anwei¬
sung erhalten , größere Vorbereitungen
für die Aufnahme der Kriegsgefange¬
nen zu treffen .

Auf der Moskauer Außenminister¬
konferenz wurden von den Außenmi¬
nistern die offiziellen Zahlen der noch
in Kriegsgefangenschaft befindlichen
Soldaten bekanntgegeben . Danach sind
in russischer Gefangenschaft noch
890 532, in französischer 631 483 , in eng¬
lischer (ohne die Gefangenen in der
englischen Zone ) 435 295 Deutsche .

Der russische Außenminister hat die
Behauptung , daß in der Sowjetunion
noch 3 000 000 deutsche Kriegsgefan¬
gene seien , als „ absurdes " Gerücht be¬
zeichnet .
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Gegen das Schandurteil im Böse-ProzeB
Gemeinsame „Große Anfrage“ ' der Kommunisten und Sozialdemokraten

im wiirttembergisch-badischen Landtag
Am II . März steht auf der Tages¬

ordnung des Landtages als Punkt l :
Große Anfrage der Abgg . Boepple ,
Zimmermann und Gen . an den Herrn
Justizminister betr . das Urteil der
Mannheimer Strafkammer gegen den
ehemaligen Polizeihauptmann Böse .

Große Anfrage .
Welches ist die Stellungnahme des

Justizministeriums zu cten in Mann¬
heim gegen den ehemaligen Polizei¬
hauptmann Böse und zwei weitere
ehemalige Polizisten gefällten Ur¬
teilen ?

Gedenkt der Herr Justizminister
eine Berufung gegen dieses jeglichem
Rechtsempfinden zt . widerlaufende Ur¬
teil zu veranlassen ?

Begründung :
Kurz vor dem Einzug der amerika¬

nischen Truppen in Mannheim ließ der
Polizeihauptmann Böse drei Mann¬
heimer Bürger erschießen , die er im
Keller eines Hauses antraf , das die
weiße Fahne gehißt hatte . Die Erschie¬
ßung wurde durch drei Polizeibeamte
in den Lauerschen Gärten voll¬
zogen . Die Mannheimer Strafkammer
verurteilte den Polizeihauptmann zu
zwei Jahren Gefängnis (unter Anrech¬
nung von 6 Monaten Untersuchungs¬

haft ) ; das Exekutionskommando wurde
freigesprochen .

Dieses Urteil hat in der Mannhei¬
mer Bevölkerung mit Recht große Em¬
pörung ausgelöst .

Die Mannheimer Gewerkschaften
haben in einer stark besuchten Pro¬
testkundgebung am Montag , den 3.
März , die

Kassierung des Urteils der Mann¬
heimer Strafkammer durch die zu- ,
ständigen deutschen Behörden
und sofortige Verhaftung der Täter
gefordert .
Die Entschließung der Gewerkschaf¬

ten widerspiegelt das Maß der Empö¬
rung gegen ein Urteil , das geeignet ist ,
alle offenen und versteckten Feinde
der Demokratie in ihrem Widerstand
zu ermutigen .

Dieser gemeinsame Schritt der bei¬
den Arbeiterparteien im Landtag ent¬
spricht dem Willen der übergroßen
Mehrheit der Mannheimer Bevölke¬
rung , welche das Urteil gegen den
Nazimörder Böse und seine Komplicen
als Hohn empfinden mußte . Das Volk
verlangt , daß diese unmenschliche
Schandtat endlich ihre gerechte Sühne
erfährt .

Ausgesprochene Verbrechen gegen die Menschlichkeit
Mit diesen Worten geißelte der

Oberstaatsanwalt Dr . W o 11 in der
Strafkammersitzung des Landgerichts
Mannheim , die unter Vorsitz des Land¬
gerichtsdirektors Dr . Silberstein am
13. und 14. März 1947 gegen die 6 an -
geklagten ehemaligen SA-Angehörigen

Butz , Adrian
Völker , Hermann
Marquetant , Jakob
Marquetant , Paul
Auer , Hermann
Ruder , Artur

aus Hockenheim stattfand , das Verhal¬
ten dieser „Helden “ die 1933 politisch
Andersdenkende im „Heldenkeller “
der Wirtschaft „Zum Adler “ in Hok -
kenheim in unmenschlichster Weise
mißhandelten . Der Prozeßverlauf gab
ein derart erschütterndes Bild der
Methoden dieser Garde des „Führers “,
daß es zu wünschen gewesen wäre ,
wenn alle diese Kreise , die heute noch
diesem Mord - und Terrorsystem nach¬
trauern , einen Einblick genommen
hätten , mit welcher Brutalität diese
Untermenschen gegen Andersdenkende
aus allen Lagern damals vorgingen .

Mit Gummiknüppeln , Feuerhaken etc .
wurden die wehrlosen Opfer so lange
traktiert , bis ihnen , nach eigener Aus¬
sage der Angeklagten , die Fetzen vom
Leibe flogen , dabei scheute man sich
nicht , die Köpfe mit dem Gesicht in
einen Sandkasten zu drücken . „Wer
bei solchen Taten mitwirkt , trägt mit
die Verantwortung an dem heutigen
Unglück “ ; diesen Worten des Ober¬
staatsanwalts , denen sich das Gericht
vollinhaltlich anschloß , entsprach auch
das Strafmaß , das , im Gegensatz zu
den Willkürurteilen der Sonder¬
gerichte , getragen war von Recht , Ge¬
rechtigkeit und Humanität . Es wurden
verurteilt :
Butz 2 Jahre 6 Mon . Gefängnis
Völker 6 Jahre Gefängnis
Marquetant,J . 3 Jahre 6 Mon . Gefängnis
Marquetant,P . 2 Jahre Gefängnis
Auer 3 Jahre 6 Mon . Gefängnis
Ruder 2 Jahre 6 Mon . Gefängnis
Sämtliche Angeklagte wurden sofort
in Haft genommen . Das kriminelle
Unrecht hat seine Sühne gefunden ,
nicht das politische . Nun hat die
Spruchkammer das Wort .

Bildnis eines öffentlichen Klägers
Wie überall in deutschen Landen , so

hat sich auch in Ettlingen , inmitten des
CDU -Paradieses , eine Spruchkammer eta¬
bliert . Genau wie alle anderen ihrer Art
verfügt sie über einen umfangreiohen
Apparat mit Präsidenten und Beisitzern ,
mit Geschäftsführern , Rechercheuren ,
hübschen Stenotypistinnen , kahlen Amts¬
stuben und frostklirrenden Sitzungssälen .

Auch um dieses hohe Tribunal spinnt
sich —* haargenau wie anderwärts — ein
schier unentwirrbares Knäuel von politi¬
scher Intrige , von Wichtigtuerei , Hetze ,
Haß und verlogenem Unschuldsgewäsch .
Im nur notdürftig getarnten Schutze der
allmächtigen CDU wird vor seinen
Schranken so mancher alte Marschierer
des „ Führers " entlastet , hemmungslose
Judenfledderer und wildgewordene Flin¬
tenweiber als harmlose „Mitläufer " ab¬
gefertigt und — solcherart zu neuen
Schandtaten geradezu ermuntert — wie¬
der auf die Menschheit losgelassen .

Wehe aber dem Antifaschisten , der
durch verleumderische Denunziation in
das Räderwerk dieser Spruchkammer ge¬
rät . Er versichere sich rechtzeitig des
Wohlwollens der christlichen Machthaber
im Bezirk . So ihm das nicht gelingt , öder
Wenn er es gar einmal gewagt hat , wider
den alleinseligmachenden Stachel zu
löken , sei der Herrgott seiner armen
Seele gnädig . Er wird fertig gemacht ,
daß ihm Hören und Sehen vergeht , und
der Rest wird — unter frommem Geläute
— am Boden zerstört . Kurzum , eine
Spruchkammer , die sich gewaschen hat
und sich sehen lassen kann !

Klar , daß dem Stabe dieses muster¬
haften Sondertribunals auch ein öffent¬
licher Kläger angehört . Ihm , dem Pro¬
minentesten der im Bezirke Ettlingent^m die politische Säuberung Bemühten ,
Wollen wir heute unsere spezielle Auf¬
merksamkeit widmen .

Sein Name Ist Neumann . In friedliche¬
ren Zeiten diente er dem Staate schlecht
und recht als Steuerbeamter , seine Wiege
stand — das kommt in den besten Fa¬
milien vor — irgendwo in Preußen . Zum
Manne gereift , entschied er sich für den
Wsagungsvollen Beruf eines gewerbs¬
mäßigen Unteroffiziers . Neumann wurde
Zwölfender . Damit sei keineswegs ge -
*egt , daß sich nicht auch ein altgedienter

preußischer Berufsfeldwebel zum poli¬
tisch durchaus schätzenswerten Neben¬
menschen mausern könnte . Als Ankläger
gegen Nazis und Militaristen erscheint
uns indessen ein derartiger Zeitgenosse
fehl am Platze . Doch ließe sich darüber
zur Not hinwegsehen , wenn nicht auch
die spätere politische Laufbahn des bra¬
ven Feldwebels a * D . einige unklare
Stellen aufwiese .

Am Ende seiner langen Militärdienst¬
zeit reklamierte einst Neumann ein wohl¬
erworbenes Recht auf zivile Versorgung
und wurde in die Finanzverwaltung
übernommen . Hier befummelte er die
Finanzen des Landes mit einigem Eifer
und Geschick , so daß er bis zum Anbruch
des Dritten Reiches zum Steuerinspektor
avanciert war . Nun wäre es unwahr zu
behaupten , Neumann hätte die „Macht¬
ergreifung “ durch die Nazis begeistert
begrüßt . Im Gegenteil . Zunächst verhielt
er sich halb abwartend , halb ablehnend ;
alles in allem reserviert , bis er in Be¬
rührung mit dem Nazikreisleiter des
Kreises Karlsruhe , dem ehemaligen Brau¬
knecht Worch , kam . Dieser nahm sidh
des Herrn Steuerinspektors freundschaft¬
lich an und erwirkte dessen Beförderung
zum Obersteuerinpektor . Das wiederum
war für den also Ausgezeichneten eini¬
ger Grund , sich auf dem nachgerade be¬
rühmt gewordenen Boden der Tatsachen
nach einem Stehplatz umzusehen . Neu¬
manns ursprünglich ablehnende Haltung
gegenüber dem Nazibetrieb begann lang¬
sam aber sicher abzubröckeln . Im stillen
Kämmerlein zwar und im Kreise ver¬
trauter Freunde versuchte er immer
noch , das Gesicht des Nazigegners zu
wahren . Draußen im öffentlichen Leben
hingegen tat er alles , um den Anschluß
an die existenz - und karrieresirhernde
„Bewegung “ eben gerade noch rechtzeitig
zu erlangen .

Im Jahre 1936 bewarb er sich um die
Aufnahme in die NSDAP und fügte sei¬
nem Aufnahmeantrag die BeRrittsgebüh -
ren gleich bei . Doch Neumann hatte
Pech . Aus irgendwelchen heute nicht
mehr nachprüfbaren Gründen lehnten
die obersten Parteigötter seine Auf¬
nahme ab .

Dennoch ließ es dem guten Herrn
Oberinspektor keine Ruhe , von den da¬

mals Mächtigen dieser Erde nicht voll
und als einer der ihren anerkannt wor¬
den zu sein . Darum sann er nach einer
anderen Möglichkeit , mittels deren er
seine „nationale Zuverlässigkeit " bewei¬
sen konnte . Er ergriff die Sammelbüchse .
Mit dieser bewaffnet , klapperte er Jahr¬
aus jahrein Beiträge für die NSDAP zu¬
sammen und klapperte sich und die
Seinen unverdrossen durch alle Fähr¬
nisse des Dritten Reiches bis zu dessen
unrühmlichem Ende .

Nun wollen wir nicht katholischer
sein als der Papst und nachträglich von
Neumann nicht mehr Mannesmut ver¬
langen , als er damals gerade auf der
Pfanne hatte . Nicht ein jeder ist zum
Märtyrer geboren . Und Neumann als
gründlich gelerntem alten Militärsolda¬
ten steckte doch wohl der Gehorsam vor
jeglicher Sorte von „Obrigkeit " zu tief
in den Knochen . Wir sind in der Tat
die letzten , die einen kleinen Mann , in
subalterner Stellung verurteilen wegen
des Versuchs , sich den jeweiligen In¬
habern der Gewalt so billig als möglich
anzuschleimen .

Wir wagen es nur — vorerst in aller
Bescheidenheit — unserem Wunsche nach
einem anderen Manne , einem erprobten
Antifaschisten , in der Robe des An¬
klägers bei der Spruchkammer in Ett¬
lingen Ausdruck zu geben . Herr Neu¬
mann erwiese einer ernst gemeinten po¬
litischen Säuberung seinen wohl ersten
guten Dienst , w ^nn er still und beschleu¬
nigt aus seinem derzeitigen Amte ver¬
schwände . Zuvor mag er noch — quasi
als letzte Amtshandlung — einen De¬
nazifizierungsantrag gegen sich selbst
stellen und — nach dessen hoffentlich
recht gutem Ausgang — bescheiden auf
sein verwaistes Pöstchen bei der hohen
Finanzverwaltung zurückkehren . Solcher¬
art ersparte er der Oeffenitlichkeit , die
von der in Ettlingen praktizierten „De¬
nazifizierung " sowieso die Nase voll hat ,
ein recht überflüssiges Skandälchen .

Um Mitbestimmungsreclit
in den Betrieben

DER WOCHE
20. 3 . 1828

1770

21 . 3. 1943
1919

1763
1685

22. 3 . 1848

1832
25. 3 . 1872

26. 3 . 1827

Henrik Ibsen , norwegischer
Dichter , geb .
Friedrich Hölderlin , Dich¬
ter , geb .
Erste Weltjugendwoche .
Proklamation der Räte¬
republik in Ungarn .
Jean Paul geb .
Joh . Seb . Bach geb .
Feierliche Bestattung der
Märzgefallenen in Berlin .
Joh . Wolfg . Goethe gest .
Bebel und W . Liebknecht
im Leipziger Hochverrats¬
prozeß zu zwei Jahren Fe¬
stung verurteilt .
Ludwig van Beethoven ge¬
storben .

den Angestellten und Arbeiter zu ge¬
winnen . Nur durch unseren gemein¬
samen Kampf gelingt die Durchsetzung
unseres Mitbestimmungsrechtes nm die
Demokratisierung der Wirtschaft .

Um alle Kräfte für die kommenden
Kämpfe fester zusammenzuschließen

. und sie mit Begeisterung für ihre Ar¬
beit zu erfüllen , muß jede parteipoli¬
tische Auseinandersetzung in unserem
Verband unterbleiben . Alle in der Ge¬
werkschaftsbewegung wirkenden Kräfte

sind zur Führung , Verantwortung und
Mitarbeit berufen .“
Die Delegiertengeneralversammlung

nahm die Neuwahl der Ortsverwaltung
vor . Der bisherige 1 . Bevollmächtigte
Paul S c h r e ck wurde mit großer
Mehrheit wiedergewählt .

In der Delegiertenversammlung des
Industrieverbandes Metall Mannheim
am 14 . März 1947 wurde in einer Ent¬
schließung zu den Aufgaben , die vor
der Arbeiterschaft stehen , Stellung ge¬
nommen . U . a . heißt es darin :

„Es stehen uns große Kämpfe um die
Verteilung der Lasten des Krieges be¬
vor ; die Reaktion versucht , dieselben
auf das werktätige Volk abzuladen .
Will dte Gewerkschaft diese Kämpfe
erfolgreich bestehen , so bedarf es der
Zusammenfassung aller Kräfte .

Es gilt , die Einheit der Organisation
zu festigen und die noch abseits stehen -

Wilferdingen
Wo blieb der Wein ?

Bereits am 13. Februar . 1947 trugen
wir die Bahnmeisterei , wohin der Wag¬
gon Wein kam , der , als „ Radschuhe “
deklariert , einlief . Bis zum heutigen
Tage blieb uns Herr Abendschön vom
Bahnhof Wilferdingen die Antwort
schuldig . Anscheinend ist ihm ein Wag¬
gon nicht der Rede wert . Vielleicht
kann er uns aber noch ergänzend mit -
teilen , wo der weitere Waggon Obst , der
im Spätjahr einlief , geblieben ist , und
welche Bewandtnis es mit oem Bauholz
hat , das nach Obermutschelbach ging .

!
I

Sieht so die Ingangsetzung der Wirtschaft aus? i
Immer und immer wieder geht durch

die Presse , den Rundfunk , durch Auf¬
rufe der Parteien , der Länder u . Städte ,
von Ausschüssen und Kommissionen
die Forderung nach schnellstmöglich¬
ster Eingliederung aller deutschen
Menschen einschließlich der kleinen
„Entnazifizierten “ . Wir Kommunisten ,
und mit uns die breite Oeffentlichkeit ,
dies beweisen die täglich zahlreich ein¬
laufenden beweglichen Klagen , haben
schon sehr oft darauf hingewiesen , daß
alle diese Aufrufe nur eine Phrase sind
und bleiberwwerden , wenn nicht in der
Praxis durch die Tat bewiesen wird ,
daß man auch ernsthaft gewillt ist , för¬
dernd und helfend , frei von allem Büro¬
kratismus , einzugreifen .

Wir hatten schon einmal grundsätz¬
lich zum Thema der „Eilv .erfahren “ ln
der Spruchkammer Stellung genom¬
men . Der Widerhall in der Oeffentlicfa -
kelt bestätigte lOOprozentig die Richtig¬
keit unserer Einstellung , führte aber
auch andererseits in so krassem Maße
die Schwerfälligkeiten und Mängel un¬
serer behördlichen Vorschriften und
der sich stur daran klammernden Bü¬
rokratie vor Augen , daß es nicht ver¬
antwortet werden kann , weiter still¬
schweigend diesen Mißständen zuzu¬
sehen .

Seit langen Monaten verfolgen wir
einige wahllos herausgegriffene Fälle
von kleinen Pgs . ; sie waren zum Teil
Im „Eilverfahren “ bereits nach zwölf
Monaten mit ihrem Mitläuferbescheid
bedacht worden , so daß nach Eintritt
der Rechtskraft (die natürlich auch
wieder einen bis zwei Monate dauert )
man der Ansicht sein könnte , daß ei¬
ner Geschäftsaufnahme nichts mehr im
Wege stände .

So glaubten wir und so denken Tau¬
sende . Wie sieht aber die Wirklichkeit
aus ? Wir wollen versuchen , aus dem
Paragraphen - und Bestimmungslaby¬
rinth unseren Lesern die Unsinnigkeit
der jetzigen Zustände an zwei Fällen
verständlich vor Augen zu führen .

Bekanntlich kennt das Entnazifizie¬
rungsgesetz folgende Kategorien :

Stufe 1 : Hauptschuldiger , Stufe 2 :
Belasteter , Stufe 3 : Minderbelasteter ,
Stufe 4 : Mitläufer , Stufe 5 : Entlastete .

Nehmen wir zwei ehemalige Pgs . ;
beide hatten , als Beispiel betrachtet ,
im Dritten Reich ein Geschäft . Dem
nen wurde es bei seiner Rückkehr aus
der Gefangenschaft , weil kein Treu¬
händer da war , geschlossen . Dem an¬
deren stellte man einen sagenhaften
Treuhänder , meistens die eigene Frau
oder irgend eine Großmutter . Das Ge¬
schäft lief munter weiter .

Nach rund einem Jahre werden
beide „entnazifiziert “ . Der mH ge¬
schlossenem Geschäft als Mitläufer
Stufe 4, der mit offenem Geschäft und
Treuhänder als Minderbelasteter St . 3.
Der Minderbelastete , also bedeutend
schwerer belastete als der Mitläufer ,
führt sein Geschäft ruhig weiter , der
Mitläufer dagegen muß , da er nicht
das Glück , einen Treuhänder zu haben ,
besaß , sein eigenes Geschäft neu zu¬
lassen . Dies bedeutet , daß er weitere
Monate untätig auf den Abschluß der
neueingeleiteten Erhebungen warten
muß , bei denen er noch lange nicht
weiß , ob sie überhaupt zum Erfolg füh¬
ren . Trotzdem Handelskammer , Hand¬
werkskammer umi ^Gewerbeamt genau
wissen , daß diese Zustände als die
offensichtliche Benachteiligung des Mit¬
läufers gegenüber dem Minderbelaste¬
ten ein schreiendes Unrecht ist , wird
nichts getan , um Abhilfe zu schaffen ,
Im Gegenteil , man taumelt stur im be¬
wußt falschen Geleise . Wie einfach
wäre doch auch auf diesem Gebiete
eine gerechte Lösung zu schaffen , wenn
man nur wollte .

Es hat jedoch den Anschein , als
schaffe man bewußt solche Ungerechtig¬
keiten nicht aus der Welt , ja , man
verschanzt sich sogar letzten Endes in
vielen Fällen hinter der Militärregie¬
rung , eine Methode , die ebenso dumm
wie lächerlich ist . Zieht doch wie ein
rpter Faden eine stille Duldung , sogar
Förderung solcher Ungerechtigkeiten
durch den Behördenbürokratismus . Wir
denken hier nur an die Gleichstellung
der aufrechten Antifaschisten mit den
Mitläufern anläßlich der Kennkarten -
lochung , bei deren Einführung ja Herr tr
Kamm noch vor Monaten mit seinem
Rücktritt drohte .

„Vernunft wird Unsinn , Wohltat
Plage . . .“ Wie lange noch soll
dieser Zustand dauern ?
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Aufruf an das deutsch © Volk !

Volksentscheid fürdie Einheit Deutschlands
Vi\r eine gesamtdeutsche demokratische Regierung — Aufstieg durch Wirtschaftsplanung und Außenhandel —•

Für die Einheit der Arbeiterbewegung in ganz Deutsch land

Die Verhandlungen in Moskau über
den Friedensvertrag mit Deutschland
steilen unmittelbar bevor .

Diese geschichtliche Stunde fordert
vom deutschen Volk , seinen eigenen
Weg zu suchen und die demokratische
Gestaltung Deutschlands eindeutig
durchzuführen .

Die Aufspaltung Deutschlands in
vier Besatzungszonen widerspricht
dem Abkommen von Potsdam , das die
Einheit Deutschlands und ein umfas¬
sendes Wirtschaftsprogramm vorsah .
Das Zweizonenabkommen hemmt die
restlose Vernichtung des Nazismus
und Militarismus , erschwert die De¬
mokratisierung , verhindert die Wie¬
derherstellung der wirtschaftlichen
Einheit Deutschlands und damit seine
wirtschaftliche Gesundung . Sie ver¬
schlimmert so unsere Not .

Nur die nationale Einheit kann
unser Volk aut den Ruinen , ans der
Armut und dem Elend heraugftthren !

Warum aber ist die politische und
wirtschaftliche Einheit Deutschlands
noch nicht geschaffen ? Weil sich die
reaktionären Kräfte , die deutschen
Großkapitalisten und Großgrundbe¬
sitzer mit ihrem Anhang , hindernd in
den Weg stellen . Sie fürchten , ihre
Machtposition für immer zu verlieren ,

' « taib will die Reaktion die Zer¬
splitterung Deutschlands .

- teaKtionäre Kräfte in den bürger¬
lichen Parteien reden dem zersetzen¬
den Partikularismus das Wort . Leider
betreiben auch sozialdemokratische
Führer in Bayern eine partikulari -
stische oder in Schleswig und im
Saargebiet sogar eine separatistische
Politik . Die sozialdemokratische Füh¬
rung vertritt zwar in Worten die Ein¬
heit Deutschlands , in der Praxis aber
fördert sie durch ihre Zweizonenpoli¬
tik die Spaltung Deutschlands . Maß¬
gebende, ' der Sozialdemokratischen Par¬
tei angehörende Regierungsvertreter
betreiben ganz offen eine Politik , die
versucht , sich der Verantwortung zu
entziehen , die auf dem deutschen Vol¬
ke lastet . Sie verhinern so , daß das
Ausland wieder Vertrauen zu Deutsch¬
land gewinnt , und fügen dadurch dem
deutschen Volke unberechenbaren
Schaden zu . Sie bereiten jetzt eine
Regierung für die amerikanische und
englische Besatzungszone vor , um da¬
mit die Zerreißung Deutschlands end¬
gültig zu besiegeln .

Die Sozialistische Einheitspartei
Deutschlands fordert daher , daß
das deutsche Volk ln freier und ge¬
heimer Abstimmung über die

Staatsform entscheiden soll .
In dieser Stunde höchster nationaler

Gefahr müssen sich alle antifaschi¬
stisch -demokratischen und fortschritt¬
lichen Kräfte zusammenschließen , um
das deutsche Volk aus seiner nationa¬
len Katastrophe herauszuführen . Die
antifaschistisch - demokratischen Par¬
teien ln ganz Deutschland und die Ge¬
werkschaften müssen zusammentreten ,
um einen gemeinsamen Ausschuß zu
bilden für die Durchführung eines

Volksentscheides über die Bildung
des Einneltsstaates mit demokra -
♦’scher Selbstverwaltung der Län¬

der und Gemeinden .
Das ganze Volk soll damit die

Verantwortung für den zukünftigen
staatlichen Aufbau Deutschlands über¬
nehmen . Diese Entscheidung wird den
Sieg über die Feinde der Einheit
Deutschlands bringen .

Die nationale Einheit Deutschlands
muß ihren Ausdruck in der Bil¬
dung einer gesamtdeutschen demo¬

kratischen Regierung finden .
Zur Vorbereitung einer solchen Re¬

gierung fordert die SozialiSlisctie Ein¬
heitspartei Deutschlands

die sofortige Bildung einer deut¬
schen Zentralverwaltung .

Ein fühlbarer wirtschaftlicher Auf¬
schwung in ganz Deutschland und die
Ueberwindung der Krisen im Westen
Ist nur möglich , wenn die Z o n e n -
grenzen fallen und überall in
Deutschland folgende Forderungen
verwirklicht werden :

Restlose Säuberung der Verwaltungund des Wirtschaftsapparat «s von Na -
ziafc-tfyfsten und Kriegsverbrechern !

Demokratische Bodenreform durch
fistschädigungslose Enteignung des
Grcft - rfAT ^ besim ' t über 100 ha
und Zutei ' " ^ - H -' s Bodens an landarme
Bauern . * '•beiter und Umsiedler !

Entschädigungslose Enteignung der
Kriegs - und Naziverbrecher und
Ueberftthrung der Großbanken , aller
Konzern - , Syndikats - , Kartell - und
Trustbetriebe in öffentliches Eigen¬
tum !

Volles Mitbestimmungsrecht der
Gewerkschaften und Betriebsräte !

Kontrolle der Produktion und der
Verteilung der Produktion unter maß¬
gebender Mitwirkung der Gewerk¬
schaften !

Der Neuaufbau und die Ueberwin -
dung der Not des Volkes erfor¬
dern eine umfassende Wirtschafts¬

planung ,
um alle Telle der Wirtschaft aufein¬
ander abzustimmen , Wirtschaftskrisen
und Massenarbeitslosigkeit zu vermei¬
den , sowie alle Kräfte der Wirtschaft
rationell auszunutzen .

Ein einheitlicher Industrieplan
müßte eine Steigerung der auf Grund
der Potsdamer Beschlüsse vorgesehe¬
nen industriellen Erzeugung für den
zivilen Bedarf um das Zwei - bis Drei¬
fache ermöglichen . Nur so könnte die
Versorgung der Bevölkerung gesichert
und den Reparationsansprüchen ge¬
nügt werden .

Ein einheitlicher Landwirtschafts -
plan

könnte die restlose Bodenbestellung
sichern , die Ertragfähigkeit steigern
und den Wiederaufbau der Viehzucht
fördern . Nur durch einen einheitlichen
Ablieferungsplan würde die Volks¬
emährung gesichert und der Schwarze
Markt wirksam bekämpft werden .

Ein einheitlicher Plan der Veriei -
teilung der Arbeitskräfte

wird die zweckmäßige Verwendung
der lebendigen Produktivkraft ermög¬
lichen und den höchsten Nutzeffekt
der Arbeit erzielen .

Dentsohe in Stadt und Land !
Die imperialistische Gewaltpolitik

stürzte das deutsche Volk zweimal in
Elend und Not ! Nun muß endlich ein
neuer Weg beschritten werden , der
zu Frieden und Freiheit führt .

Die Verantwortung dafür liegt auf
allen Schichten des Volkes , aber die
Arbeiterschalt als die konse¬
quenteste demokratische Kraft hat da¬
bei besondere Verpflichtungen . Sie
muß die Lehren aus der Vergangenheit
ziehen und die Fehler vermeiden , die
nach 1918 begangen worden sind .

Den Kampf um Deutschlands Ein¬
heit kann nur eine geeinte sozialisti¬
sche Partei in ganz Deutschland er¬
folgreich bestehen .

Die Sozialdemokratische Partei
Deutschlands und die Kommunistische
Partei Deutschlands in der sowjeti¬
schen Besatzungszone haben vor einem
Jahr durch ihre Vereinigung zur So¬
zialistischen Einheitspartei Deutsch¬
lands und durch die seither von dieser
Partei erzielten Erfolge bewiesen , daß
ihr Weg richtig ist .

Zu gleicher Zeit ist die Politik der
Sozialdemokratischen Partei Deutsch¬
lands in den westlichen Besatzungs¬
zonen ergebnislos geblieben . Ihre Füh¬
rung hat nichts aus der Vergangenheit
gelernt . Sie lehnt jede Zusammen¬
arbeit der Arbeiterparteien ab und
vertieft damit und durch die Wieder¬
holung der alten Koalitionspolitik die
Spaltung der Arbeiterbewegung .

Die Koalitionspolitik beruht auf der
Spaltung der Arbeiterbewegung und
der Unterordnung der Arbeiterinter¬
essen unter die Forderungn der bür¬
gerlichen Parteien .

Die Kommunistische Partei der
westlichen Besatzungszonen konnte
allein keine entscheidende politische
Kraft entwickeln . Durch reaktionäre
Wahlbestimmungen wurde sie in man¬
chen Ländern vor der politischen Mit¬
wirkung überhaupt ausgeschaltet .

Der Neuaufbau Deutschlands auf
demokratischer Grundlage kann nur
gelingen , wenn auch in West - und
Süddeutschand die Einigung der Ar¬
beiterschaft erfolgt und die Sozialisti¬
sche Einheitspartei geschaffen wird .

Ahe Kommunisten , Sozialdemokra¬
ten , sozialistisch und fortschrittlich
gesinnten Menschen West - und Süd¬
deutschlands , die für die Einheit der
Arbeiterbewegung , für die Einheit
Deutschlands , für den Sieg des Sozia¬
lismus sind , müssen gemeinsam die
Schaffung der sozialistischen Einheit
vorbereiten und sich auch in Süd -
und Westdeutschland in der geeinten
marxistischen Partei zusammenschlie¬
ßen .

Die Sozialistische Einheitspartei
muß und wird zur stärksten der Par¬
teien in ganz Deutschland werden .
Sie wird das schaffende Volk durch
Einheit zum Sieg führen !

Die vom Monopolkapitalismus und
seinem Hitlerregime heraufbeschwo¬
rene Katastrophe hat die bisherige Le¬
bensgrundlage des deutschen Volkes
zerstört . Wir wollen ein neues Leben
gestalten ! Wir strecken die Hand jedem
entgegen , der dabei ehrlich mithelfen
will .

In einer demokratischen Ordnung
können auch die nominellen Mitglieder
der Hitäerpartel in ein normales Leben
eingegliedert werden , wenn sie aktiv
am Neuaufbau teilgenommen haben
und ehrlich bestrebt sind , mit ihrer
Vergangenheit zu brechen . Es darf
nicht sein , daß man die Kleinen hängt
und die Großen laufen läßt . Darum
müssen die Hauptschuldigen
am Faschismus und Krieg unnachsich¬
tig bestraft werden . Keine * Gnade
den Totengräbern Deutschlands und
ihren Hintermännern

Die Neugestaltung der deutschen
Zukunft ist nur möglich durch die
Mobilisierung aller aufbauwilligen de -
ftiokratlschen Kräfte des schaffenden
Volkes , durch die Zusammenfassung
der Arbeiterschaft in der großen So¬
zialistischen Einheitspartei .

'

Alles für die Einheit der deutschen
Nation !
Darum :

Volksentscheid über ein einheit¬
liches Deutschland .

Sofortige Einsetzung einer gesamt¬
deutschen Zentral Verwaltung .

BaldmSgllche Bildung einer zen¬
tralen Regierung für Deutschland .
Es lebe die Einheit der deutschen

Arbeiterbewegung !
Berlin , den 1 . März 1947 .

Der Parteivorstand der Sozialistischen
Einheitspartei Deutschlands

Wilhelm Pieck Otto Grothewohl

Unter d
Mannheim

Wie wir erfahren , wurde durch das
Entgegenkommen der amerikanischen
Militärregierung die frühere GaUwitz -
Kaserne , die bis Jetzt als Krankenhaus
diente » mit einem Bettenbestand von 250
Stück » sowie Röntgenstation und einge¬
richteter Zahnstation , der Tuberkulose¬
fürsorge zur Verfügung gestellt .

Wir hoffen , daß es der Landesver -
slcheryngsanstalt gelingt , recht bald die
Leitung des Hauses in wirklich fach -
ärztliche , mit den Mannheimer Tuber¬
kuloseverhältnissen vertraute Hände zu
legen und Verhältnisse zu schaffen , die
es dem Leiter des Krankenhauses ermög¬
lichen » frei von allen bürokratischen
Bindungen der größten Not unserer Be¬
völkerung zu steuern .

Mannheim -Neckarau
In einer Bauernversammlung wurde dem
derzeitigen Ortsbeauft ^avten

Valentin Riet e !
der Vorwurf seiner Unf "higkeit gemacht .

er JCupe
Wer Lt Eichel ? War er nicht schon

seit 1935 Ortsbauernführer . Parteimitglied
der NSDAP und Träger des goldenen
Verdienstkreuzes ? Wurde von ihm nicht
im Jahre 194« ein französischer Hilfsarbei¬
ter unter Mithilfe seines Sohnes Erwin
mißhandelt ? Drohte er nicht im Dritten
Reich einem Bauern mit Verbringung ins
KZ und verweigerte die Auszahlung der
Milehprämie mit der Begründung , daß der
Bauer , der kein Pg . sei , keinen Anspruch
darauf hätte ?

Und ein solcher Mann ist heute im
demokratischen Staate Ortsbauemführer !

Sandhofen
Eine ganz eigenartige Größe der Mann¬

heimer Polizei hat als Kommissar und
Leiter des Polizeireviers in Sandhofen
seinen Einzug gehalten . Es ist dies der

Pollzeikommlssar Dafferner ,
der es sich nicht verkneifen konnte , in
der Belehrung am verflossenen Freitag ,
den 14. März 1947 . . .seinen Männern “
einen Vortrag zu halten über die Ver¬
werflichkeit der öffentlichen Meinung .

die am Böse - Urteil Anstoß nahm . Nach
seiner , des hohen Herrn Kommissara ,
dem bereits der Name eines „ Diktators
von Sandhofen “ vorausgeht , Meinung , ist
das . Urteil absolut zu Recht erfolgt , da
die Oeffentllchkelt überhaupt keine Ah¬
nung hätte , wie Recht gesprochen wird .
Wir werden bei solchen Ueberschlauen
in unangenehmster Welse an die „ Schu¬
lungen “ des Dritten Reiches erinnert ,
wo jeder kleine Popanz seine Meinung
den . Untergebenen “ aufoktroyieren
konnte . Anscheinend hat dieser Kom¬
missar noch nicht davon Kenntnis ge¬
nommen , daß allein schon die gegen das
Urteil protestierenden Gewerkschaften
über hunderttausende Mitglieder aller
Parteien zählen , deren Meinung wohl
maßgebender sein dürfte , als die eines
kleinen , sich zu Belehrungen unsach¬
licher Art berufenen Pollizeikommissars .

Wir und die nicht uninteressierte Oef -
fentlichkeit erwarten , daß sich Herr Daf -
ferner etwas in den heutigen Rahmen
einer Demokratie hineinpaßt , wenn es
ihm auch schwer fallen sollte . Interes¬
sant wäre in diesem Zusammenhänge zu
erfahren , aus welchem Grunde gerade
dieser Herr in das bisher friedliche Sand¬
hofen versetzt wurde ? Der Auftakt sei¬
ner Tätigkeit ln t Wochen scheint nicht
gerade ' viel versprechend zu sein !

Philippsburg
Auch hier scheint man von Entnazi¬

fizierung noch wenig gehört zu haben ,
wäre es sonst doch nicht möglich , daß
man drei antifaschistische Polizeidiener
abbaut und den seit 1937 als Pg . be¬
kannten

Ratsdiener Eugen Roth
im Amte beläßt . Roth ist bekannt da¬
für , daß er im Nazireich bei festlichen
Aufmärschen allen Leuten , die nicht zu
„Ehren des Führers " die Hand erhoben ,
die Kopfbedeckung herunterschlug .

Vielleicht kann der Bürgermeister
auch darüber Auskunft geben , aus wel¬
chem Grunde ausgerechnet

Herr Josef Steinei ,
der ja noch sattsam aus den Mann¬
heimer BBC .-Werken bekannt ist , als
zweiter Ratschreiber angestellt wurde .
Sollte damit vielleicht die Zuzugsgeneh¬
migung von Herrn Fachs und die mit
diesem verbundenen 460 Liter Wein
schneller erreicht werden ? Es wäre ab¬
solut angebracht , wenn Herr Steinei sich
bei der Schuttaufräumungsaktlon seiner
alten Firma BBC . betätigen würde und
sich Ihm vielleicht der Sägewerksbe¬
sitzer

Martin Heiler .
berüchtigt als Artikelschreiber des ehe¬
maligen „ Eisenhammer " , anschließen
würde . Der Letztere könnte dann in der
Praxis die Werke des von ihm stets als
„von Gott gesandten Führers Adolf Hit¬
ler “ bewundern .

Minpolsheim
Eit . ganz tolles Stück leistete sich am

17. Eeoruar 1947 der Landesamtmann
der Landesheilanstalt Eichberg , Ge¬
meinde Erbach . Der aus Mlngolsheli »
stammende

Valentin Wüst
wurde im Jahre 1944 nach der Landes -
heilanstalt Hadamar verlegt und dort
auf die bekannte Art unJ Weise vergast .

Heute , nach über zwei Jahren , ver¬
langt dieser Landesamtmann von der
Schwester des Ermordeten noch etnen
Unkostenbeltrag von 92,56 Mk . und zwar
für die Zeit vom 1. 1« . 44 — 6. 11 . 44 (Ver¬
legung nach L . H . A . Hadamar .

Es dürfte höchste Zeit sein , diesen
Landesamtmann ln gebührender Form
davon zu verständigen , daß das Dritte
Reich samt seinen Mordinstituten bereits
1945 mit Donnergepolter zusammenbrach .

Neckarbischofsheim
Bereits am 39 . Februar veröffentlichten

wir die Schiebereien des
Land - und Gastwirts Ludwig Metzger ,

der es nicht nur fertigbrachte , täglich
30 Liter Vollmilch der Ernährung zu ent¬
ziehen , sondern außerdem die zur Ab¬
lieferung kommende Mi ‘ ?h zu entrahmen .
Aufgedeckt wurden diese skandalösen
Zustände in der Hauptsache durch einen
bei Metzger beschäftigt gewesenen Mel¬
ker , der es korrekterweise für seine
Pflicht hielt , diesem Ernährungssaboteur
das Handwerk zu legen . Anscheinend ist
jedoch das Bestreben . Sauberkeit in den
Betrieben zu gewährleisten , der Ge¬
meindeverwaltung Neckarbischofsheim
nicht besonders sympathisch , würde sie
doch sonst nicht diesen Melker auffor¬
dern , innerhalb von 3 Tagen die Stadt
Neckarbischofsheim zu verlassen . Unter¬
schrift : Schneider . *rom Flüci . tlingskom -
mlssar wurde nun , entgegen der Anord¬
nung dieses Herrn Schneider , der Aufent¬
halt bis 31 . 3. 47 genehmigt '

Vielleicht kann uns der Bürgermeister
darüber Auskunft geben , aus welchem
Grunde dieser Herr Schneider daran
interessiert ist , daß dieser Melker inner¬
halb von s Tagen die Stadt verläßt und
wohin sieh derselbe eigentlich wenden
soll , da er doch unseres Wissens Flücht¬
ling aus abgetrennten Gebieten ist .

Landthanseo
Erfreulicherweise konnten wir fest¬

stellen . daß die dem Bäckermeister Karl
Imhoff zugeteilten neun Bezugscheine
nicht für ihn selbst ausgestellt wurden .
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